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> Info

Kostenlose Informationen
Die von der Bundesleitung des dbb herausgegebenen Fachzeit-
schriften „Zeitschrift für Personalvertretungsrecht“ (ZfPR) und
„Zeitschrift für Betriebsverfassungsrecht“ (ZBVR online) stehen als
kostenlose Fachinformationen für Personalratsmitglieder, Be-
triebsratsmitglieder, Jugend- und Auszubildendenvertreter,
Schwerbehindertenvertretungen und Gleichstellungsbeauftragte
zur Verfügung. Voraussetzung: die Mitglieder dieser Interessen-
vertretungen gehören dbb Gewerkschaften an. Die Zeitschriften
versorgen die Interessenvertreter kontinuierlich mit aktueller
Rechtsprechung, Kommentaren zu wichtigen Entscheidungen,
Aufsätzen sowie Lösungsvorschlägen für in der Praxis auftretende
Fragen. Aufnahme in den Verteiler über den dbb verlag: 
Telefon (0 30) 7 26 19 17 23, Fax (0 30) 7 26 19 17 49, 
E-Mail: kerstin.grossmann@ dbbverlag.de �

> Der Berliner Innensenator Erhard Körting (links) bekam bei einer Pro-
testkundgebung am 22. Mai 2008 in Berlin vor dem Innensenat ein
schickes neues Outfit vom stellvertretenden Vorsitzenden des dbb ber-
lin Bernd Raue verpasst …

Tarifverhandlungen in Hessen und Berlin:

Zwei Baustellen
Die Tarifverhandlungen der dbb tarifunion zur
Übernahme von TV-L und TVöD inklusive der dort
vereinbarten Einkommenserhöhungen mit dem
Land Berlin gestalten sich äußerst schwierig. Zwi-
schenzeitlich wurde bereits das Scheitern der Ver-
handlungen durch die dbb tarifunion erklärt und
die Urabstimmung eingeleitet. Dabei votierten
90,53 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder
der Fachgewerkschaften der dbb tarifunion in Ber-
lin für einen unbefristeten Arbeitskampf im öf-
fentlichen Dienst des Landes Berlin. Auch in Hes-
sen stehen die Zeichen weiterhin auf Sturm.

Nach Ansicht von Frank Stöhr,
1. Vorsitzender der dbb tarifu-
nion „ein eindeutiges Votum,
mit dem die betroffenen Be-
schäftigten gezeigt haben, dass
sie genug von der Tarifpolitik
des Berliner Senats haben“. Die
Verhandlungsführer des Landes
Berlin, Innensenator Erhard
Körting und Finanzsenator Thi-
lo Sarrazin, verweigerten bis-
lang ernsthafte Verhandlungen
und ziehen damit nicht nur rhe-
torisch unbeirrt eine Tarifmauer
rund um Berlin hoch. Zuletzt
hatte Körting je eine Einmal-
zahlung für die Jahre 2008 und

2009 angeboten und angekün-
digt, erst ab 2011 wieder über
lineare Anhebung der Gehälter
zu verhandeln. 

Vom Warnstreik 
zum Streik

Dagegen haben nahezu 10 000
Beschäftigte des öffentlichen
Dienstes am 10. April 2008
lautstark, wütend und mit gro-
ßer Einmütigkeit demonstriert.
Die Gewerkschaften des DGB
und die dbb tarifunion hatten
zum Warnstreik aufgerufen
und die Beschäftigten folgten

>

entschlossen. Nach dem eindeu-
tigen Ergebnis der Urabstim-
mung baut die dbb tarifunion
ihre Streikmaßnahmen jetzt
aus.

Einkommensverlust

Rechnet man den Einkommens-
erhöhungen im öffentlichen
Dienst seit 1999 die sozial ge-
staffelten Absenkungen des An-
wendungstarifvertrags Land
Berlin, die Inflation und die Be-
lastung durch Steuern und Ab-
gaben entgegen, so haben die
Beschäftigten des Landes Berlin
fast 20 Prozent Reallohnverlust
zu verzeichnen. „Da ist die For-
derung nach Übertragung der
Abschlüsse von TV-L und TVöD
sogar sehr bescheiden! Die Be-
schäftigten in Berlin arbeiten
sich arm“, erläutert Frank Stöhr
die Situation. Über lineare Stei-
gerungen will der Senat erst
wieder ab dem Jahr 2011 ver-
handeln.

Angespannte 
Situation in Hessen

Nach einer zweimonatigen
wahlkampfbedingten Pause ha-
ben sich dbb tarifunion und das

>

>

hessische Innenministerium An-
fang Februar 2008 in Wiesbaden
zu einem weiteren Sondierungs-
gespräch für einen TV-L für Hes-
sen auf Arbeitsebene getroffen.
Einen Tag zuvor hatte die dbb ta-
rifunion mit der Tarifkommission
des dbb Hessen die aktuelle Lage
erörtert.

Ende April hat erneut ein Spit-
zengespräch zwischen dbb tarif-
union und der hessischen Lan-
desregierung stattgefunden. Wil-
li Russ, 2. Vorsitzender der dbb
tarifunion bekräftigte die Forde-
rung, auch für die hessischen
Landesbeschäftigten ein zu-
kunfstorientiertes Tarifrecht zu
vereinbaren.

Aufgrund der politischen Ent-
wicklung in Hessen erneuerte
Russ die Forderung der dbb tarif-
union an die hessische Landesre-
gierung, in die Tarifgemeinschaft
deutscher Länder (TdL) zurückzu-
kehren. Die dbb tarifunion hält
die Rückkehr TdL für unbedingt
geeignet sicherzustellen, dass die
hessischen Tarifbeschäftigten in
Zukunft nicht mehr von der Ent-
wicklung in den übrigen Ländern
abgekoppelt werden. Dies gilt
insbesondere auch mit Hinblick
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> … trotzdem handelte sich der Innensenator hunderte „Knöllchen“ wegen
„tarifwidrigen Parkens im absoluten Halteverbot auf der Tarifstraße“ ein. 

auf die 2009 im Länderbereich
anstehende Einkommensrunde. 

Umfassende 
Aufgaben

Klar ist jedoch, dass selbst eine
Rückkehr Hessens in die TdL ta-
rifhandwerklich eine umfassen-
de Aufgabe darstellt, da unter

>

anderem Fristen und Termine
umfassend zu prüfen und anzu-
passen wären. Der hessische
Innenminister, Staatsminister
Bouffier, bezweifelte die Finan-
zierbarkeit einer Rückkehr in die
TdL, zeigte sich im Übrigen je-
doch offen für weitere gemein-
same Gespräche, um die Tarifsi-
tuation der hessischen Landes-

beschäftigten zu verbessern.
Mittlerweile ist die geschäfts-
führende hessische Landesre-
gierung auch vom hessischen
Landtag aufgefordert worden,
wieder in die TdL einzutreten.
Staatsminister Volker Bouffier
hat dies jedoch erneut abge-

lehnt und gleichzeitig für einen
eigenen hessischen Tarifvertrag
plädiert.
Die Gespräche zwischen dbb ta-
rifunion und der hessischen
Landesregierung werden auf
unterschiedlichen Ebenen fort-
gesetzt. �

> Info

Rahmenverein barung 
dbb und DGB haben Vorschläge für eine Rahmenvereinbarung zum
Gesundheitsmanagement in der Bundesverwaltung diskutiert. Die
Vereinbarung soll Grundsätze und Ziele zur Einführung einer be-
trieblichen Gesundheitsförderung benennen, teilte der Zweite Vor-
sitzende des dbb, Frank Stöhr, am 13. Mai 2008 mit. Hintergrund ist
die Umsetzung des Regierungsprogramms „Zukunftsorientierte Ver-
waltung durch Innovationen“, die der dbb mit weitergehenden kon-
kreten Projekten begleitet. Es gehe vor allem darum, ein Leitbild für
Gesundheitsmanagement zu entwickeln, die Gesundheitsförderung
als Führungsaufgabe zu verstehen, die Beschäftigten an der Gesund-
heitsförderung zu beteiligen sowie arbeitsbedingte Belastungen zu
verringern. Es wurde vorgeschlagen, einen ressortübergreifenden
Steuerungskreis beim Bundesinnenministerium einzurichten. �
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Der Inhalt im Überblick:
• Individuelle Ruhegehaltsberechnung
• Muster einer Pensionsauskunft
• Zusätzliche private Altersvorsorge
• Steuerliche Förderung
• Checklisten und Beispiele
• Erläuterung versorgungsrechtlicher
Fachbegriffe

Was Sie davon haben:
Sinkende Ruhegehaltssätze machen
es auch für Beamte zunehmend er-
forderlich, rechtzeitig über Versorgungs-
lücken und zusätzliche Altersvorsorge
nachzudenken. Der Ratgeber unter-
stützt in kompakter Form sowohl
jüngere als auch pensionsnahe
Beamte bei der Berechnung des
individuell zu erwartenden Ruhegehalts
und bei der Planung ergänzender
privater Vorsorge: praxisnah und mit
zahlreichen Beispielen.

So bestellen Sie ganz einfach:
Sie können mit nebenstehendem
Bestellcoupon per Post oder Fax
bestellen. Oder Sie teilen uns
Ihren Wunsch per E-Mail oder über
Internet mit.

Bestellen Sie jetzt. Ganz einfach. Ganz wie Sie wollen.

BESTELLCOUPON
–– Exemplar/e „Finanziell sicher in Pension“

Verlagsprogramm

Zuschicken oder faxen

Datum/Unterschrift

Name

Anschrift
205 Seiten
€ 14,90*
ISBN: 978-3-87863-138-5
* zuzügl. Porto und Verpackung

INFORMATIONEN FÜR BEAMTE
UND ARBEITNEHMER

dbb verlag gmbh
Friedrichstraße 165

10117 Berlin

Telefon: 0 30/7 26 19 17-0
Telefax: 0 30/7 26 19 17-40

E-Mail: Kontakt@dbbverlag.de
Internet: http://www.dbbverlag.de

Finanziell sicher in Pension:
Leitfaden für Beamte

NEUERSCHEINUNG
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Steuerklassenkombination III/V:

Wenig familienfreundliche
Regelung
Viele Ehepartner wählen die Steuerklassenkom-
bination III/V, die sich anbietet, wenn die Ar-
beitslöhne beider Partner grob ungleich sind.
Diese Steuerklassenkombination hat allerdings
zur Folge, dass der Ehepartner, der sich für Steu-
erklasse V entscheidet, – und das sind zumeist
die schlechter bezahlten Frauen – eine verhält-
nismäßig hohe monatliche Lohnsteuerbelas-
tung hat und bei den Lohnersatzleistungen 
wie Elterngeld oder Arbeitslosengeld grund-
sätzlich schlechter behandelt wird. Die dbb
bundesfrauenvertretung fordert deshalb die
Abschaffung der Steuerklasse V, deren Exis -
tenz auch im aktuellen Entwurf des Jahres -
steuer gesetzes 2009 fortgeschrieben wird.

In der Regel sind es noch im-
mer Frauen, die Lohnsteuer-
klasse V wählen. Weil sie –
auch wegen einer eventuel-
len Teilzeitbeschäftigung –
die niedrigeren Löhne und
Gehälter beziehen, haben sie
einen verhältnismäßig ho-
hen monatlichen Lohnsteu-
erabzug, denn die steuer-
rechtlichen Grundfreibeträge
für beide Ehegatten werden
nur bei der Steuerklasse III
berücksichtigt. 

Dieses Ungleichgewicht wird
zwar vom Finanzamt bei der
Einkommensteuerveranla-
gung oder beim Lohnsteuer-
jahresausgleich wieder aus-
geglichen. Sobald allerdings
Lohnersatzleistungen wie 
Elterngeld oder Arbeitslosen-
geld beantragt werden, wird
es problematisch. Diese Leis-
tungen werden an der Höhe
des Nettolohnes berechnet,
und wer während des Jahres
ein niedrigeres Netto ausge-
zahlt bekommt, hat zum Bei-

spiel auch einen entspre-
chend niedrigeren Anspruch
auf Arbeitslosengeld. 

Anreiz für Berufs-
Rückkehrerinnen 

Deshalb fordert die dbb
bundesfrauenvertretung seit
langem die Abschaffung die-
ser Steuerklassenkombina-
tion. Helene Wildfeuer, Vor-
sitzende der dbb bundes-
frauenvertretung: 

„Wir brauchen ein familien-
gerechtes Steuerrecht, und
Gender Mainstreaming
muss auch bei der Steuerge-
setzgebung stattfinden. Wir
brauchen ein gerechtes Steu-
errecht, in dem jeder Einzel-
ne und jede Einzelne ange-
messen besteuert wird. Mit
einer Abschaffung der Steu-
erklasse V würde sich für vie-
le Frauen der Anreiz erhö-
hen, nach einer Familienpha-
se wieder zu arbeiten.“ 

>

Mit dem nun vorliegenden
Entwurf zum Jahressteuer-
gesetz 2009 möchte die
Bundesregierung die Steuer-
klassenkombination III/V je-
doch nicht abschaffen. Es ist
aber geplant, Ehepaare auf
ihren Antrag nach einem so
genannten „Faktorverfah-
ren“ zu besteuern.

Wegen der komplexen Be-
rechnungsgrundlage des
Faktorverfahrens und des er-
höhten Verwaltungsauf-
wands wird dieses von der
dbb bundesfrauenvertre-
tung und der Deutschen

Steuergewerkschaft (DSTG)
allerdings abgelehnt (siehe
auch nebenstehenden Bei-
trag). 

Einstufung nach 
dem Durchschnitts-
steuersatz 

Nach Auffassung der dbb
bundesfrauenvertretung
und der DSTG wäre es einfa-
cher und sinnvoller, die Ehe-
paare zunächst nach dem
Durchschnittssteuersatz des
vorangegangenen Jahres
einzustufen. Damit würde
ein Hauptziel der dbb
bundesfrauenvertretung er-
reicht: Auf der Lohnsteuer-
karte wird für jeden Ehe-
partner individuell das er-
zielte Nettoeinkommen
ausgewiesen. Die Auszah-
lung von Lohnersatzleistun-
gen werde damit ein ganzes
Stück gerechter.

seb

>
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Fachgespräch: 

Steuerfragen im Fokus
Das von der Bundesregierung geplante Jahres-
steuergesetz 2009 liegt  seit kurzem im Entwurf
vor. Es war Hauptthema eines Fachgesprächs,
das die Vorsitzende der dbb bundesfrauenver-
tretung Helene Wildfeuer und Frauenvertre-
tungsmitglied Marianne Dennerlein am 7. Mai
2008 in Berlin mit der familien-, frauen- und zi-
vildienstpolitischen Sprecherin der FDP-Bundes-
tagsfraktion Ina Lenke geführt haben. 

> Die familien- frauen- und zivildienstpolitische Sprecherin der FDP-
Bundestagsfraktion Ina Lenke (rechts) wurde von der Vorsitzenden der
dbb bundesfrauenvertretung Helene Wildfeuer (Mitte) und Frauenver-
tretungsmitglied Marianne Dennerlein (links) über aktuelle Entwick-
lungen beim Steuerecht informiert. 

ativen von dbb und DSTG bis-
lang noch keinen Vorläufig-
keitsvermerk auf den Steuerbe-
scheiden. 

Die familienpolitische Spreche-
rin der FDP-Fraktion sagte zu,
demnächst eine parlamentari-
sche Anfrage an die Bundesre-
gierung zu stellen, die klären
solle, wann der Vorläufigkeits-
vermerk für die Kinderbetreu-
ungskosten kommt. 

Vorläufigkeitsvermerke gibt es
derzeit zum Beispiel im Rah-
men der Pendlerpauschale.
„Vorläufigkeitsvermerk“ bedeu-
tet, dass gegen den Steuerbe-

scheid, der wegen der derzeiti-
gen Gesetzeslage die beantrag-
ten Kinderbetreuungskosten
nur „wie“ Werbungskosten be-
grenzt abziehen lässt, kein Ein-
spruch eingelegt werden muss.
Der Einkommensteuerbescheid
wird erst dann bestandskräftig,
wenn das Bundesverfassungs-
gericht entschieden hat. Soweit
das Verfahren zu Gunsten der
Steuerzahler ausfällt, wird der
Bescheid automatisch abgeän-
dert. Durch einen solchen Vor-
läufigkeitsvermerk wird sowohl
der Aufwand der Bürger als
auch der der Finanzämter ge-
mindert. seb

Noch immer verdienen Frauen
im EU-Durchschnitt 15 Prozent
weniger als Männer. Aus Anlass
des „Equal Pay Day”, dem Ak-
tionstag für mehr Lohngerech-
tigkeit zwischen Frauen und
Männern, der im Mai in vielen
Ländern der EU durchgeführt
wurde, forderte die Vorsitzende
des Gleichstellungsausschusses
FEMM der CESI und stellvertre-

tende dbb Bundesvorsitzende
Kirsten Lühmann ein Ende der
Benachteiligung. „Aus Sicht der
CESI besteht dringender Hand-
lungsbedarf, um die nach wie
vor bestehenden strukturellen
Benachteiligungen von Frauen
abzubauen“, sagte Kirsten Lüh-
mann in Brüssel. Nur eine ge-
rechte Aufteilung von bezahlter
und unbezahlter Arbeit könne
auf Dauer zu tatsächlicher
Lohngleichheit führen. 

Hierbei seien auch die Arbeitge-
ber gefordert, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die verän-
derte Familienmodelle und Ein-
kommensverteilungen ermög-
lichen. Dazu gehörten beispiels-
weise betriebliche Einrichtun-
gen für die Kinderbetreuung,
eine flexiblere Arbeitszeitge -
staltung sowie die verstärkte
Anwendung alternativer Ar-
beitsformen wie Telearbeit. �

Europäische Gleichstellungspolitik:

Gleicher Lohn für
Frauen und Männer 

Helene Wildfeuer und Marianne
Dennerlein – beide von Berufs
wegen Fachfrauen für Steuerfra-
gen und Mitglieder der Deut-
schen Steuergewerkschaft
(DSTG) – informierten die libera-
le Bundestagsabgeordnete über
die Auswirkung des im Entwurf
des Jahressteuergesetzes 2009
geplanten „Faktorverfahrens“,
das optional zur Steuerklassen-
wahl III/V angewendet werden
soll. 
Die Gesprächspartnerinnen wa-
ren sich einig, dass das von dbb
und DSTG vorgeschlagene
„Durchschnittsverfahren“ das
Bessere ist, weil es zum einen
für die Betroffenen klarer und
verständlicher und zum anderen
auch für die Finanzämter leist-
bar ist.

Auch die von der Vorsitzenden
der dbb bundesfrauenvertre-
tung Helene Wildfeuer gefor-
derte Absetzbarkeit von berufs-
bedingten Kinderbetreuungs-
kosten als Werbungskosten be-
ziehungsweise Betriebsausga-
ben in voller Höhe war Thema
des Gesprächs. Wildfeuer
machte deutlich, dass eine qua-
lifizierte Kinderbetreuung not-
wendig sei, damit Eltern ihrem
Beruf weiter nachgehen kön-
nen: „Deshalb müssen die da-
mit verbundenen Kosten als
Werbungskosten die Steuer-
schuld mindern.“ Hier gebe es
trotz des vom Bundesverfas-
sungsgericht zur Entscheidung
angenommenen Verfahrens der
dbb bundesfrauenvertretung
und trotz entsprechender Initi-

> Kirsten Lühmann, stellvertre-
tende dbb Bundesvorsitzende
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nutzt, bis Tim Berners-Lee 1989
im CERN bei Genf mit seinem
Team das World Wide Web er-
fand. Der Physiker wollte ei-
gentlich nur die Netzinfrastruk-
tur der Forschungseinrichtun-
gen am europäischen Kernfor-
schungszentrum CERN verbes-
sern, denn Teile der Laborato-
rien lagen auf schweizeri-
schem, andere auf französi-
schem Gebiet – mit inkompati-
blen Netzwerken. Außerdem
sollten die Physiker auch von ih-
rer Heimatuniversität Zugriff
auf die Rechner in Genf haben,
um nicht ständig pendeln zu
müssen. Sein auf dem Prinzip
des Hypertexts beruhendes
Konzept für Austausch und Ak-
tualisierung von Informationen
zwischen Wissenschaftlern –
Browser und Webserver wur-
den gleich mit erfunden – stell-
te den Ursprung des heutigen
Internet dar. Berners-Lee hat
sich seine Erfindung übrigens
nicht patentieren lassen, weil er
wollte, dass sich das Web frei
entwickeln kann. Heute steht er
dem World Wide Web Consor-
tium vor, einem offenen Forum
für Unternehmen und Organi-
sationen, das die weitere Ent-
wicklung des WWW begleitet

und wurde von Queen Elisa beth
II. 2007 in den Order of Merit
aufgenommen, der nur 24 regu-
läre Mitglieder zählt.

Vom Strohfeuer 
zum Klimakiller

Seit dem Beginn der kommer-
ziellen Nutzung des Internet
Anfang der 90er-Jahre hat sich
der Internetverkehr exponen-
tiell vervielfacht. Derzeit ver-
doppelt sich die Datenmenge
weltweit alle vier Monate.
Grund dafür ist das vielgelobte
Web 2.0, das unsere Medien-
welt mit seinen Foto- und
Video portalen, Online-Spielen
und Interaktionsangeboten
zwar bunter und vielseitiger
macht, aber auch immer größer
werdende Datenströme produ-
ziert. Allein das Videoportal You-
tube hält einige Millionen Vide-
os bereit, in den USA gab es zum
Beispiel im März 2008 rund 11,8
Billionen Videoaufrufe. In der
Online-Spielwelt von World Of
Warcraft tummeln sich über
fünf Millionen Spieler, digitale
Ersatzwelten wie Second Life er-
freuen sich wachsender Beliebt-
heit. Der Blogger und Buchautor
Nicholas Carr hat ausgerechnet,
dass eine Spielfigur in Second Li-

>

fe pro Jahr 1,75 Kilowattstun-
den Strom verbraucht und da-
mit 1,17 Tonnen CO2 ausstößt.
Ein Mensch, der die Figur steu-
ert,  verbraucht im Durch-
schnitt nur wenig mehr, näm-
lich 2,4 Kilowattstunden. Eine
einzige Suchanfrage bei Google
verbraucht nach einer Berech-
nung der New York Times rech-
nerisch so viel Strom wie eine
Energiesparlampe in einer
Stunde. Von datenintensiven
Anwendungen wie Internette-
lefonie und Fernsehen über
Internet ganz zu schweigen.

Informationstechnologie und Umwelt:

Klimakiller Internet

> Kein Sylvesterfeuerwerk, sondern
die Visualisierung eines kleinen
Ausschnitts des Internet mit Rech-
nern, IP-Adressen und den Routen,
die Datenströme nehmen.

Hätten Ray Tomlinson
und Tim Berners-Lee

geahnt, welchem
Welterfolg sie mit ih-
ren Erfindungen den
Weg ebnen würden,

hätten sie sich ihre
Ideen vielleicht paten-
tieren lassen und wä-

ren heute reicher als
Bill Gates. Schließlich
haben beide Forscher

unser Leben mit E-Mail
und World Wide Web

revolutioniert. Dass
das Internet, wie wir es
heute kennen, schwere

Umweltprobleme mit
sich bringen würde,

war in den Gründerta-
gen allerdings noch

nicht abzusehen: Be-
reits heute verursacht

„das Internet“ soviel
klimaschädliches CO2

pro Jahr wie der welt-
weite Flugverkehr, 

Tendenz steigend ... 

…dabei hat alles so harmlos be-
gonnen. Aus dem 1969 ent-
standenen Arpanet – ein Pro-
jekt der Advanced Research Pro-
ject Agency (ARPA) des US-Ver-
teidigungsministeriums, das
zur Vernetzung von Universitä-
ten und Forschungseinrichtun-
gen benutzt wurde und in For-
schungskreisen langsam wuchs
– ging 1982 mit der Nutzung
des Übertragungsprotokolls
TCP/IP das eigentliche Internet
hervor. Bereits 1971 tüftelte der
Computerprofi Ray Tomlinson
an einem Code, der es ermög-
lichen sollte, Textnachrichten
von Computer zu Computer zu
verschicken. Es gab damals nur
rund sechs Forschungsrechner
in den gesamten USA. E-Mail
wurde beinahe 20 Jahre lang
nur von Wissenschaftlern ge-
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Der Stromhunger
wächst

Gerade weil das Internet die
größte gesellschaftliche und
wirtschaftliche Revolution unse-
rer Zeit ist, wird sich sein Strom-
hunger auf absehbare Zeit nicht
verringern. Im Gegenteil: Die
fortschreitende Industrialisie-
rung der Schwellenländer wird
die Lage weiter verschärfen,
denn mehr Internetanschlüsse
bedeuten mehr Computer und
mehr Server, die immer mehr
Strom verbrauchen. Bald wer-
den weltweit statt einer Milliar-
de fünf Milliarden Menschen
online sein.

Die Zahlen wirken umso alar-
mierender, weil die Computerin-
dustrie dazu verdammt ist, ihre
Infrastruktur ständig auszubau-
en, denn der Preis für das enor-
me Wachstum ist ein massiver
Anstieg des Energiebedarfs.
„Derzeit machen Serverfarmen
und Telekommunikationsinfra -
struktur drei Prozent des welt-
weiten Strombedarfs und damit
über zwei Prozent der weltwei-
ten CO2-Emissionen aus, bei 20
Prozent jährlichem Wachstum“,
erklärt Professor Gerhard Fett-
weis, Inhaber des Vodafone-Stif-
tungslehrstuhls für Mobile
Nachrichtensysteme an der TU
Dresden. „Dies entspricht den
gesamten durch den internatio-
nalen Flugverkehr verursachten

>

CO2-Emissionen.“ Wachse das
Internet weiter wie bisher, wür-
de es in 23 Jahren so viel Strom
verbrauchen wie die ganze Welt
heute.

„Green IT“ boomt

Es geht letztlich also darum, im-
mer mehr Kapazitäten vorzuhal-
ten, dabei aber weniger Energie
zu verbrauchen.

Die damit verbundenen Proble-
me haben die IT-Hersteller be-
reits erkannt, das Schlagwort
„Green IT“ ist in aller Munde.
Das schlägt sich bereits im Con-
sumerbereich nieder: Die neues-
te Prozessorgeneration für Desk-
top-PCs verbraucht weniger
Strom bei höherer Leistung. Der
Trend zu energiesparender IT
hat sich auch auf der Computer-
messe CeBIT 2008 manifestiert,
die das übergreifende Thema
„Green IT“ erstmals gebündelt
präsentiert hat. „Die Frage, wie
innovative IT-Anwendungen
zum Schutz des Klimas beitra-
gen können, beschäftigt nahezu
alle Unternehmen“, erklärte
Ernst Raue, Vorstandsmitglied
der Deutschen Messe AG im Vor-
feld der Messe im März 2008.
„Aber für die Branche rückt auch
die Energieeffizienz der Anlagen
immer mehr ins Zentrum. Die
globale IT-Industrie steht vor
entscheidenden Weichenstel-
lungen.“ Eine ganze Halle wid-
mete die CeBIT dem Thema
Green IT und gab als umfassen-
des Nachschlagewerk den
„Green Guide“ heraus
(www.cebit.de/greenit_de) .

>

Für die Umsetzung des Themas
auf der CeBIT vereinbarte die
Deutsche Messe mit der globa-
len Initiative „Climate Savers
Computing“ eine strategische
Zusammenarbeit. Die Initiative
bringt Produzenten, Unterneh-
men, Organisationen und Pri-
vatleute zusammen, um die
Energieeffizienz von Compu-
tern und Servern deutlich zu
steigern und wird von allen
weltweit führenden Unterneh-
men der Computer- und IT-
Branche geführt. Auch Bundes-
kanzlerin Angela Merkel hat
Wachstum und Ener gie effizienz
gleichermaßen im Blick: „Wir
müssen die Informations- und

Kommunikationstechnologien
mit den klassischen Industrien
zusammenbringen“, formulier-
te die Bundeskanzlerin die
Wachstumsstrategie für die
deutsche Wirtschaft bei der Er-
öffnung der CeBIT. Dabei sei
auch das Thema Green IT wich-
tig, „weil wir hier einen sehr
energieintensiven Wirtschafts-
zweig haben“, unterstrich die
Kanzlerin. Der Energiebedarf
für Computertechnik überstei-
ge mittlerweile sogar den der
traditionellen Industrien.
Stromsparende Rechner, die für
einen geringen Aufpreis viel
Strom sparten, lohnten sich an-
gesichts steigender Energieprei-
se deshalb auch wirtschaftlich.

Nur ein toter 
Rechner …

Große IT-Anbieter wie die Deut-
sche Telekom oder der Berliner

>

Internetanbieter Strato reagie-
ren ebenfalls. So betreibt Strato
seine Rechenzentren nach eige-
nen Angaben 100 Prozent CO2-
frei mit Regenerativstrom aus
Wasserkraft. Die Telekom-Toch-
ter T-Systems hat jüngst einem
großen Rechenzentrum in
München eine eigene Energie-
versorgung mit Brennstoffzelle
spendiert: Der Strom wird dort
aus umweltfreundlichem Bio-
gas gewonnen, das auf Basis
von Futterpflanzen entsteht.
„Anstelle der Klimaanlage wan-
delt eine Maschine die Abwär-
me der Zelle in Kälte um, damit
das Raumklima wieder stimmt
und die Stromrechnung auf
fast die Hälfte sinkt“, erklärt
der Umweltbeauftragte von T-
Systems Dr. Ralf Bündgen. Wei-
ter setzt T-Systems verstärkt
auf so genannte Blade Server,
um den Stromverbrauch zu re-
duzieren. Diese Server nutzen
einige Bauteile gemeinsam
oder trennen Baugruppen vom
Strom, wenn sie nicht im Ein-
satz sind. Um die Server besser
auszulasten, werden diese ver-
bunden und dazu gebracht, Re-
chenprozesse selbstständig zu
verwalten. „Dass diese Art der
besseren Nutzung von Rechen-
power und Speicherplatz 60 bis
80 Prozent der verbrauchten
Leistung sparen kann, zeigen
Erfahrungen mit Dynamic Ser-
vices bei T-Systems. Nach Be-
darf beziehen die Kunden Re-
chenleistung, Datenspeicher,
Software und Bandbreite wie
Strom und Wasser flexibel aus
dem Netz.“

Letztlich kann auch jeder Ein-
zelne etwas für den Klima-
schutz tun, etwa indem er die
Dimensionen des heimischen
PC und seiner Bauteile an den
tatsächlichen Bedarf anpasst,
die Energiesparoptionen des
Betriebssystems ausnutzt und
den Rechner konsequent ab-
schaltet, wenn er nicht ge-
braucht wird. Wer lässt schon
den ganzen Tag das Wasser lau-
fen, nur, um abends zu du-
schen? br 

> Umweltfreundlich und autark:
Eine Biogas-Brennstoffzelle
versorgt ein Großrechenzen-
trum der Telekom bei Mün-
chen mit sauberem Strom. 
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> Das Internet entwickelt einen im-
mer größeren Stromhunger, weil
immer mehr Server gebraucht
werden, um dem wachsenden
Datenverkehr gerecht zu werden.
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> Info

Altersteilzeit 
Der Bayerische Beamtenbund (BBB) spricht sich für eine Verlänge-
rung der Altersteilzeit im bayerischen öffentlichen Dienst aus. Mit
Blick auf die anstehende Neuordnung des Beamtenrechts sagte
der BBB-Vorsitzende Rolf Habermann am 5. Mai 2008: „Dabei
brauchen wir auch zumutbare Bedingungen für diejenigen, die
aus gesundheitlichen Gründen einfach nicht länger arbeiten kön-
nen.“ Dafür sei die Altersteilzeit ein „wichtiges Instrument“. �

> Info

Beförderung
Der dbb berlin fordert, endlich Rechtsgrundlagen für die Beförde-
rung von Beamtinnen und Beamten  im Berliner Landesdienst zu
verabschieden. Die Verabschiedung der neuen Rechtsverordnung
(Stellenobergrenzenverordnung) werde vom Regierenden Bürger-
meister Klaus Wowereit blockiert, kritisierte der Vorsitzende des
dbb berlin, Joachim Jetschmann, am 7. Mai 2008. Das würden sich
die Berliner nicht länger bieten lassen. �

> Info

Hochschulallianz
Zusammen mit den Hochschulverbänden Deutscher Hochschul-
verband (DHV) und Hochschullehrerbund (hlb) sowie studenti-
schen Verbänden und weiteren im Hochschulbereich aktiven 
Organisationen hat der Verband Hochschule und Wissenschaft
(vhw) am 24. April 2008 die Hochschulallianz gegründet. Gemein-
sam wollen die insgesamt neun Organisationen auf die „überfäl -
lige Prioritätensetzung zugunsten von Bildung, und Wissenschaft
hinwirken“, teilte die vhw-Bundesvorsitzende Elke Platz-Waury
mit. Die künstliche Spaltung der Interessen von Lehrenden und
Studierenden müsse überwunden werden. �

> DSTG

> Dieter Ondracek, 
Bundes vor sitzender der DSTG

Für eigenes Versorgungs-
system von Abgeordne-
ten  

Dieter Ondracek, Bundesvorsit-
zender der Deutschen Steuer-
Gewerkschaft (DSTG), hat

Claus Weselsky neuer
Bundesvorsitzender 

Claus Weselsky ist neuer
Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft Deutscher Lokomo-
tivführer (GDL). Der bisherige
GDL-Vize wurde am 6. Mai
2008 mit einer 90-prozentigen
Mehrheit der 191 Delegierten
der GDL-Generalversammlung

in Berlin gewählt. Weselskys
Stellvertreter sind der bisherige
Vorsitzende des GDL-Bezirks
Nord, Norbert Quitter, und der
Leitungsassistent des bisheri-
gen GDL-Bundesvorsitzenden
Manfred Schell, Sven Grün-
woldt. „Wir haben zwar in die-
sem Jahr schon viel erreicht,
wie den eigenständigen Tarif-
vertrag und die elfprozentige
Lohnsteigerung bei der Bahn.
Wir werden uns aber nicht auf
den Erfolgen ausruhen“, sagte
der 49-jährige Weselsky. 

„Wir haben nie einen Hehl da -
raus gemacht, dass wir die Pri-
vatisierung der DB ablehnen,
weil wir sie derzeit nicht für

börsenreif halten.“ Es sei zu be-
fürchten, „dass nach der Privati-
sierung der Druck auf die Eisen-
bahner durch die Renditeerwar-
tungen weiter zunehmen wird
und Arbeitsplätze gefährdet
sind“. Für die Tarifrunde 2009
kündigte Weselsky Forderun-
gen nach einer „moderaten
Entgelterhöhung“ an. Die GDL
solle zur Branchengewerkschaft
für das Fahrpersonal im Eisen-
bahnverkehrssektor ausgebaut
werden. 

Der 65-jährige GDL-Chef Man-
fred Schell hatte sich nach 25
Jahren an der Gewerkschafts-
spitze, davon 19 Jahre als
Bundesvorsitzender, nicht mehr
zur Wiederwahl gestellt. Schell
zog ein positives Fazit seiner
Amtszeit. Einstimmig wählten
die Delegierten den 65-Jährigen
zum Bundesehrenvorsitzenden
der GDL. Auf einer öffentlichen
Veranstaltung am 7. Mai 2008
in Berlin sollte Schell feierlich
verabschiedet werden. �

> GDL

> Claus Weselsky,
Vorsitzender der GDL Überlegungen in der aktuellen

Diskussion um die Abgeordne-
tendiäten, Bundestagsabge-
ordnete nicht länger von der
Altersvorsorge zu befreien, als
„richtigen Ansatz“ bezeichnet.
Der „Thüringer Allgemeinen“
(Ausgabe vom 10. Mai 2008)
sagte er: „Einige Landesparla-
mente tun dies auch schon.

Denn es ist ein wunder Punkt,
dass man für relativ wenige
Dienstjahre eine hohe Versor-
gung bekommt. Da gibt es kei-
ne Parallelen – weder in der
Privatwirtschaft noch im öf-
fentlichen Dienst. Es könnte
ein eigenes Versorgungssys-
tem geschaffen werden, in das
die Abgeordneten einzahlen
müssen, und je nachdem, wie
viel sie hier leisten, wird dann
später auch gezahlt.“ �

bundespolizeigewerk-
schaft für nationale 
Küstenwache

Die bundespolizeigewerk-
schaft bgv hat den Vorstoß des
schleswig-holsteinischen Mi-
nisterpräsidenten Peter Harry
Carstensen zur Schaffung ei-
ner nationalen Küstenwache
begrüßt. Zwar werde das The-
ma seit dem Unglück des
Frachtschiffes „Pallas“, das
1998 nach einem Brand an

Bord vor der Küste Schleswig-
Holsteins auf Grund gelaufen
war, diskutiert, aber es sei
kaum etwas geschehen, erklär-
te die bgv am 16. April 2008.
Im Gesamtinteresse der Küs-
tensicherheit müsse das The-
ma wieder auf die Tagesord-
nung gesetzt werden, so die
bgv. Es könne nicht angehen,
dass die zersplitterten Zustän-
digkeiten zwischen Bundes-
und Landesbehörden auf See
nicht zu koordinieren sind. �

> bgv

> Knut Paul, 
Bundesvor sitzender des bgv
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> Personalie 

Ilse Buss verstorben 
Ilse Buss, Ehrenvorsitzende des Seniorenverbandes BRH, ist am 
12. März 2008 im Alter von 82 Jahren gestorben. Im Nachruf wür-
digt die dbb bundesfrauenvertretung ihren besonderen Einsatz
für die Belange der Frauen, insbesondere der Witwen, und ihr
 „ungewöhnlich liebenswertes Wesen und ihre optimistische, dem
Menschen zugewandte Art“. Für ihr Engagement wurde Ilse Buss
mit dem Bundesverdienstkreuz am Bande ausgezeichnet. �

Kein Spielraum für wei-
tere Rationalisierungen 

Der Bundesvorsitzende der
Verkehrsgewerkschaft GDBA,
Klaus-Dieter Hommel, hat Be-
richten widersprochen, wo-
nach es bei der Deutschen
Bahn weitere Rationalisierun-
gen geben soll. „Die Arbeitsbe-

> GDBA

> Klaus-Dieter Hommel, Bun-
des vor sitzender der 
Ver kehrs gewerk schaft GDBA

Scheitern von Migran-
tenkindern verhindern

„Das Beherrschen der deut-
schen Sprache ist das A und O
für den schulischen Erfolg ins-
besondere von Kindern mit Mi-
grationshintergrund.“ Darauf
hat Ludwig Eckinger, Bundes-
vorsitzender des Verbandes Bil-
dung und Erziehung (VBE), am
8. Mai 2008 erneut hingewie-
sen. „Nur durch eine gezielte
Deutschförderung bereits im
Kindergarten und in der

> VBE

> Ludwig Eckinger, 
Bundes vor sitzender des VBE

> Info

Seniorenbeteiligung 
Der Bundesvorsitzende des Seniorenverbandes BHR, Herbert
Bartsch, hat den Anspruch der Versorgungsempfänger auf Übertra-
gung des Tarifergebnisses  bekräftigt. „Es kann kein Anlass beste-
hen, den Beamten und Versorgungsempfängern weniger zuzuge-
stehen als dem Tarifpersonal“, schrieb Bartsch in einem Gastbeitrag
für die Mainzer „Rhein-Zeitung“ (Ausgabe vom 30. April 2008). Es
sei nur folgerichtig, wenn jetzt alle Angehörigen des öffentlichen
Dienstes von der robusten Konjunktur profitieren. „Ihre Leistungen
nämlich haben diese Ergebnisse erst möglich gemacht.“ �

lastung der Mitarbeiter ist
zwischenzeitlich so hoch, dass
es für solche Überlegungen
keinerlei Spielräume gibt“,
machte der GDBA-Chef am 
16. Mai 2008 deutlich. „Viele
Kolleginnen und Kollegen ge-
hen mittlerweile auf dem
Zahnfleisch, da kann kein ein-
ziger Arbeitsplatz mehr abge-
baut werden“, sagte Hommel.
Es könne auf niemanden mehr
verzichtet werden. Hommel
kündigte „erheblichen Wider-
stand“ an, sollte die Bahn ent-
sprechende Pläne ernsthaft
verfolgen: „Dann droht Krach,
aber richtig.“ �

Peter Damm neuer
Bundesvorsitzender 

Der 32. Deutsche Rechtspfle-
gertag in Potsdam hat am 
25. April 2008 Peter Damm
zum neuen Bundesvorsitzen-
den des Bundes Deutscher
Rechtspfleger (BDR) gewählt.
Er erhielt 94,4 Prozent der

> BDR

Grundschule lässt sich ein
Scheitern von Migrantenkin-
dern frühzeitig verhindern.
Mangelnde Sprachbeherr-
schung ist die größte Barriere
für eine erfolgreiche Bildungs-
karriere.“ Eckinger sagte, er se-
he in dieser Frage zwar einen
weitgehenden gesellschaft-
lichen Konsens, aber die Wirk-
lichkeit sei oft ernüchternd.
„Nicht nur das Angebot an
Deutschförderung ist nach wie
vor ungenügend. In den Län-
dern wird zu wenig dafür Sor-
ge getragen, für diese sprachli-
che Förderung genügend Fach-
lehrkräfte auszubilden und
einzustellen.“ �

> Peter Damm, 
Bundesvor sitzender des BDR

Stimmen. Damm, der bereits
seit mehreren Jahren der Bun -
desleitung des BDR angehört,
tritt die Nachfolge von Hinrich
Clausen an, der dieses Amt seit

mehr als zehn Jahren inne hat-
te. Er wurde mit stehenden
Ovationen in den Ruhestand
verabschiedet und zum BDR-
Ehrenvorsitzenden ernannt.
Damm sagte, der BDR wolle
mit Kontinuität, Engagement
und neuen Ideen seine erfolg-
reiche Verbandsarbeit für die
Rechtspflegerinnen und
Rechtspfleger fortsetzen.

Themen des Rechtspflegerta-
ges waren u. a. Bestrebungen
zur Privatisierung öffentlicher
Gerichtsaufgaben durch die
Justizverwaltungen, das
Rechtspflegerstudium als Teil
der Juristenausbildung sowie
die Sicherung der Unabhängig-
keit des Rechtspflegers. �

Nachbesserungen für
Kommunalbeamte
gefordert 

Nach der vom Bund angekün-
digten zeit- und inhaltsglei-
chen Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf die Bundesbe-

amten hat die komba gewerk-
schaft erklärt, die Kommunal-
beamten dürften nun nicht
von der Besoldungserhöhung
abgekoppelt werden. Am 
13. Mai 2008 forderte die kom-
ba  eine Nachbesserung in den
Ländern, die nach der Födera-
lismusreform für die Kommu-
nalbesoldung der Beamten zu-
ständig sind und bisher die Be-
soldung nur um höchstens drei
Prozent angehoben haben.
Dies sei besonders im kommu-
nalen Bereich auch eine Frage
der inneren Gerechtigkeit zwi-
schen Tarifbeschäftigten und
Beamten, erklärte die Gewerk-
schaft . �

> komba

> Heinz Ossenkamp,
Vorsitzender der 
komba Gewerkschaft
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Harry Potter lässt
grüßen: In Russland soll ein
Werbeverbot für Zauberer und
Hexen erlassen werden. Ein
entsprechender Gesetzesent-
wurf liegt der Staatsduma vor.

>

Der Abgeordnete Wladimir
Medinski will seine Landsleute
davor schützen, Betrügern auf
den Leim zu gehen, die zwar
sehr geschäftstüchtig aber
ganz bestimmt keine Wunder-
heiler oder Ähnliches seien.
Nach Schätzung der Gesund-
heitsbehörden nehmen mehr
als 100 000 Menschen regel-
mäßig die Dienste der selbst-
ernannten Zauberer und He-
xen in Anspruch.

Die Polizei wunderte
sich: Bei einer Routinekontrol-
le in Heiligenhaus war ein
LKW, der einen äußerst desola-
ten Zustand machte, zur Kon-
trolle angehalten worden. Das
(Jugend-)Bild im Führerschein
des 54-jährigen Brummifah-
rers wies keinerlei Ähnlichkeit
mit dem Fahrzeugführer auf,
der aber auf Nachfrage hartnä-
ckig dabei blieb, die abgebilde-
te Person zu sein. Die Beamten
forderten deshalb zusätzlich

>

den Personalausweis des Man-
nes und überprüften gleichzei-
tig die angegebenen Persona-
lien. Dabei stellte sich heraus,
dass der Führerscheinbesitzer
bereits seit Oktober 1993 ver-
storben war. Mit dieser Tatsa-
che konfrontiert, gab der Tru-
cker zu, die Fahrerlaubnis sei-
nes toten Bruders benutzt zu
haben, weil er selbst bereits
seit 1989 nicht mehr im Besitz
eines Führerscheines sei. Die
Weiterfahrt wurde untersagt
und ein Strafverfahren einge-
leitet.

In der Touristenfalle:
Eine japanische Reisegruppe
auf Europatrip hatte Station in
Pisa gemacht und dort ein Res-
taurant mit Ausblick auf den
berühmten schiefen Turm be-
sucht, um Regionales zu Abend
zu essen. Der Wirt empfahl
Pasta mit Soße. Soweit, so gut;
als er aber für die acht Portio-
nen Nudeln plus jeweils einem
Getränk satte 32,50 Euro pro
Person beziehungsweise 26o
Euro insgesamt verlangte, be-
tätigten die Japaner den Not-
ruf. Die herbeigeeilten Polizis-
ten konnten die Lage vor Ort
klären. Der Wirt gab vor, sich
schlicht verrechnet zu haben
und reduzierte die Rechnung
auf 134 Euro beziehungsweise
preiswerte 16,75 Euro pro Per-
son.

>

Klein, aber oho: Die
Ukulele, die Marilyn Monroe in
dem Film „Manche mögen’s
heiß“ spielte, hat weltweit ei-
ne wachsende Fan-Gemeinde.
Etwa 3 000 Ukulelespieler tra-
fen sich vor kurzem zu einem
Festival in New York, 2 000 wei-
tere zu einem Konzert in Kali-
fornien. Gerry Long, Verfasser
mehrerer Ukulele-Lehrbücher
und Herausgeber des monat-
lich erscheinenden Ukulele-
Magazins „UKE-Tips“, nennt
die Gründe: In wenigen Stun-
den kann man die wichtigsten
Akkorde lernen und sich selbst
durch ein Lied begleiten, ein

>

gutes Instrument kostet weni-
ger als 100 Dollar, ist kleiner
als eine Violine und wiegt we-
niger als ein Kilogramm. Kein
Wunder, dass der Ukulele-
Unterricht in Vereinen, Volks-
hochschulen und Gemeinde-
und Seniorenzentren boomt.
Bekannte deutsche Ukulele-
Spieler sind Götz Alsmann und
Stefan Raab.

Rache ist süß: In zahlrei-
chen Geschäften rund um das
Weiße Haus in Washington
finden Witzartikel in der Ge-
stalt von George Bush reißen-
den Absatz. Ein grinsender Prä-
sident ziert einen Lolly. Auf
dem Papier prangt die Auffor-

>

klärten zwei Männer einem
78-jährigen Mann an seiner
Wohnungstür. Der ließ die bei-
den ein und füllte brav die vor-
gelegten Formulare aus. Ob-
gleich er nur über einen einfa-
chen analogen Anschluss ver-
fügte und keinen PC besaß, be-
stellte er ein „All-inclusive-Pa-
ket“ mit Internet-Flatline bei
einem ihm unbekannten Tele-
fonanbieter. Misstrauisch ge-
worden informierte er kurze
Zeit später die Polizei, die die
beiden dreisten Werber im
Rahmen einer Nahbereichs-
fahndung festnehmen konn-
ten. Gegen beide wurde Anzei-
ge wegen Nötigung erstattet.

derung: „Lutsch ihn einfach
weg!“ Eine mit Nadeln ge-
spickte Voodoo-Figur des Präsi-
denten entwickelte sich zum
Kassenschlager. Die Hand-
lungsanweisung auf der Verpa-
ckung ist eindeutig: „Piesacke
ihn, wie er dich gepiesackt
hat.“ Toilettenpapierrollen mit
Bush-Sprüchen werden ebenso
gut verkauft wie T-Shirts mit
einem Kalender zum „Out-of-
Office-Countdown“. Die Pro-
duktion von Satireartikel mit
Bildern von Hillary Clinton
oder Barack Obama ist eben-
falls bereits angelaufen. Der
Renner hier: der Hillary-Nuss-
knacker.

Kein Anschluss unter
dieser Nummer: Sie seien von
der Telefongesellschaft und
müssten einen neuen Vertrag
mit dem Kunden machen, er-

>
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